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DIE REGIERUNG WILL PER GESETZ 
DIE GRUNDRECHTE AUFHEBEN!

AUFHEBUNG DER GRUNDRECHTE 
PER GESETZESÄNDERUNG 

GESETZ ERMÖGLICHT STAATLICHE 
WILLKÜR

Zum Schluss noch eine Gra� k aus Zahlen des 
Robert-Koch-Instituts zu Verdeutlichung,
wie willkürlich aktuell massive Einschränkungen vorge-
nommen werden.
Gastronomie, Hotellerie und Schulen werden drastisch 
beschränkt, obwohl ihr Ein� uss auf das Infektionsgesche-
hen vernachlässigbar ist.

•   Berufsverbote für Dienstleister, Kulturschaffende,     
     Gastwirte
•   Reise- und Beherbergungsverbote 
•   Unverletzlichkeit der Wohnung wird aufgehoben 
•   Ausgangssperren und Kontaktverbote
•   Verp� ichtung zum Tragen von Masken 

Wirken Sie am dringend erforderlichen Politikwechsel 
mit, indem Sie uns mit einer Spende unterstützen.

Die Kommunikation und Durchsetzung unser Positionen 
zu Sicherheit,Islam, Zuwanderung, EU, Euro, Energie 
etc. ist aufwendig und kostet viel Geld. 
Für jeden von Ihnen gespendeten Euro erhalten wir – wie 
andere Parteien auch – zusätzliche staatliche Mittel. 
Vielen Dank im Voraus!
Bankverbindung für Spende

Empfänger: AfD Landesverband Bayern
KREISSPARKASSE MÜNCHEN STARNBERG EBERSBERG
IBAN: DE49 7025 0150 0029 5882 41
schatzmeister@afdbayern.de PAYPAL
Verwendungszweck: 
Bitte hier Ihre komplette Anschrift für die Zusendung 
einer Spendenbescheinigung

Unterstützen Sie uns mit Ihrer Spende.

V.i.S.d.P.: AfD Bayern, Rosenheimer 
Landstraße 129, 85521 Ottobrunn

Neuinfektionen Ende September nach ausgewählten Orten

P� egeheime 26,2%

Privater Haushalt 24,3%

Asylbewerberheim 8,2%

Hotellerie 1,2%

Gastronomie 0,6%

Schulen 0,3% www.afdbayern.de

Nachdem Gerichte mehrfach maßlose Willkür der Regie-
rung gestoppt haben, will die Bundesregierung nun per 
Gesetz einen Freifahrtschein um dauerhaft nahezu alle 
Grundrechte einschränken zu können.

Dieses Gesetz ermächtigt die Regierung ähnlich wie 
1933 zu staatlicher Willkür und sorgt für einen über-
mächtigen Staat, der jederzeit die Bürger umfassend kon-
trollieren kann. Aus Freiheit und Demokratie wird so per 
Gesetz Autokratie.

Das Gesetz � nden Sie, indem Sie im Internet nach Druck-
sache 19/23944 suchen.



DER LOCKDOWN DER REGIERUNG 
IST UNVERHÄLTNISMÄSSIG UND 
MUSS SOFORT AUFGEHOBEN 
WERDEN!

DIE PARLAMENTARISCHE 
DEMOKRATIE IST IN GEFAHR: 
DIE DEFIZITE SOFORT BEHEBEN!

DIE AFD SETZT AUF FREIHEIT UND 
EIGENVERANTWORTUNG!

DIE REGIERUNGEN BETREIBEN PA-
NIKMACHE STATT AUFKLÄRUNG!

Grundlage für den Lockdown ist die Feststellung 
einer sogenannten „epidemischen Lage“ (§ 5 
IfSG).
Die epidemische Lage ist an keine konkrete wissenschaft-
liche Bedingungen geknüpft, sondern ist ausschließlich eine 
politische Entscheidung! Einzige Voraussetzung für das Vor-
liegen einer epidemischen Lage ist ein Mehrheitsbeschluss 
des Deutschen Bundestages – unabhängig davon, ob tat-
sächlich eine epidemische Lage vorliegt! (Wissenschaftli-
cher Dienst des Bundestages). 
Der Bundesgesundheitsminister wird dadurch mit Unter-
stützung des Bundesgesundheitsamts (Robert-Koch-Institut) 
ermächtigt, nach dessen Ermessen auch für die Allgemein-
heit Grundrechte* außer Kraft zu setzen! Das Grundgesetz 
sieht die Einschränkung von Grundrechten nur im „Verteidi-
gungsfall“ vor – nicht bei einer epidemischen Lage!

Der Lockdown der Regierungen ist daher 
außerdem verfassungswidrig!

Nur die Mehrheit der Abgeordneten des Deutschen Bun-
destags kann die epidemische Lage wieder aufheben und 
alle Grundrechte wieder herstellen!

Die sogenannte „Ministerpräsidenten-Konferenz“ 
schafft Tatsachen für alle Bundesländer – ist aber 
nicht vom Grundgesetz legitimiert!

Der Bundestag muss verfassungsgemäß alle we-
sentlichen Entscheidungen über Grundrechte selbst 
und im Einklang mit dem Grundgesetz treffen!

Alle sogenannten „Corona-Ermächtigungen“ der 
Regierungen müssen beendet werden! -> Wir wollen die Risikogruppen selbstbestimmt und wir-

kungsvoll schützen: einer Vereinsamung muss ebenso ent-
gegengewirkt werden wie einer drohenden Verarmung!

-> Die psychische und körperliche Gesundheit insbeson-
dere der Kinder muss durch ein öffentliches soziales Le-
ben wieder hergestellt werden: der Regelunterricht muss 
in den Schulen Standard sein!

-> Wir lehnen eine P� icht zum Tragen von Masken ab!

-> Es darf keine direkte oder indirekte Impfp� icht geben: 
Impfen muss freiwillig sein!

-> Die Grundrechte dürfen nicht an Bedingungen wie 
den digitalen Impfpass geknüpft sein, sondern sind als 
Abwehrrechte der Bürger gegen den Staat und die Re-
gierung garantiert!

-> Eine gesellschaftliche Spaltung, etwa durch Privilegien 
für Geimpfte oder Selbsttester, untergräbt die freiheitlich-
demokratische Grundordnung!

-> Der von den Regierungen verursachte wirtschaftliche 
Schaden muss sofort gestoppt werden: Keine Steuererhö-
hungen zur Bewältigung der Krise!

„Der Inzidenzwert der Neuinfektionen darf nicht zum Maß 
aller Dinge werden. Sonst kommen wir zu undifferenzier-
ten Beschränkungen wie pauschalen Ausgangssperren, 
die nicht mehr zu rechtfertigen sind.“
(Hans-Jürgen Papier, ehem. Präsident des Bundesverfas-
sungsgerichts)
-> Es gibt keine Übersterblichkeit!

„Durch den neuen Virus bestand vermutlich zu keinem Zeit-
punkt eine über das Normalmaß hinausgehende Gefahr 
für die Bevölkerung (Vergleichsgröße übliches Sterbege-
schehen in Deutschland).
(Bundesinnenministerium, Abteilung Krisenmanagement und 
Bevölkerungsschutz)

-> Das Innenministerium hat Forschungsinstitute angewie-
sen, ein ,Worst-Case-Szenario‘ zu berechnen, auf dessen 
Basis „Maßnahmen präventiver und repressiver Natur“ 
geplant wurden!
=> Die AfD will nicht die verantwortungslose Regierung 
ermächtigen, sondern die Bürger!

„Wir rufen daher jeden Bürger auf,
sich per Mail oder Brief an die Abge-
ordneten aller im Bundestag vertretenen 
Fraktionen zu wenden und diese
nachdrücklich aufzufordern,
die epidemische Lage zu beenden!
Die Menschen dieses Landes sind
freie Bürger, keine Untertanen!“

ordneten aller im Bundestag vertretenen ordneten aller im Bundestag vertretenen 

* Körperliche Unversehrtheit, Freiheit der Person (Art. 2), Versammlungsfreiheit 
(Art. 8), Freizügigkeit (Art. 11), Unverletzlichkeit der Wohnung (Art. 13)


